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Liebe Freunde der direkten Demo-
kratie und Selbstbestimmung!

Jahrelang hat man den Menschen 
bei uns über Massenmedien und Poli-
tikeraussagen ein-
geredet, daß die 
Briten den EU-
Austritt (Brexit) 
gar nicht wirklich 
wollten, damit an-
geblich hereinge-
legt worden wä-
ren, daß dort so-
for t ein Chaos 
ausbrechen wür-
de, etc.etc. Wie 
fa lsch und be-
wußt irreführend 
alle diese tausen-
den „Berichte“ 
und Aussagen wa-
ren, zeigte dann 
die kürzliche Par-
lamentswahl in Großbritannien, die 
de facto eine zweite Brexit-Abstim-
mung war. Das Ergebnis für Boris 
Johnson und seine konservative Par-
tei, die massiv für den Brexit gewor-
ben hatte, war überwältigend. Am 
31. Jänner um 24 Uhr wird Großbri-
tannien nun tatsächlich aus der EU 
austreten - ein Meilenstein für ein 
Europa freier Nationalstaaten. 

Ein historisches Datum:
AUSTRITT GROSSBRITANNIENS

 AUS DER EU 
am 31. Jänner 2020 um 24 Uhr vollzogen!

Gratulation an das britische Volk!

Inhaltsverzeichnis:
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Anläßlich dieses denkwürdigen Er-
eignisses versammelte sich eine Ab-
ordnung der ÖXIT-Plattform für 
Österreich vor dem Schloß Bel-
vedere in Wien für eine Solidaritäts-

kundgebung mit den Briten - siehe 
Fotos. Wie feierten mit mitgebrach-
ten österreichischen, britischen und 
Schweizer Fahnen vor einem der his-
torisch wichtigsten Orte des heutigen 
Österreichs. Im wunder-
schönen Marmorsaal 
wurde 1955 der öster-
reichische Staatsvertrag 
von den alliierten Mili-

tärmächten aus West und Ost unter-
zeichnet, die deshalb nach 10-jäh-
riger Besatzung Österreichs unser 
Land - im Gegensatz zu Deutschland 
- wieder verließen. Mit dem EU-Bei-

tritt 1995 war es 
mit dieser Freiheit 
wieder vorbei und 
Österreich wurde 
zu einer Kolonie 
der EU-Zentral-
regierung. „Ich 
habe mich nicht 
einmal während 
der Besatzungs-
zeit so unfrei ge-
fühlt wie heute in 
der EU“ (wörtli-
ches Zitat des frü-
heren parteifrei-
en Justizministers, 
des Staatsrechtlers 
Univ. Prof. Hans 

Klecatsky, der auch einer der besten 
Kenner der österreichischen Bundes-
verfassung war).

Als Sprecherin der ÖXIT-Platt-
form, die von der unabhängigen „In-

Ein Hoch auf das britische Volk! Wir gratulieren Euch
zum BREXIT und wollen für Österreich den ÖXIT!
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AUFRUF zum Aufbau einer großen FRIEDENS-
und NEUTRALITÄTS-BEWEGUNG in Österreich!

Für Mitarbeiter und Freunde der „In-
itiative Heimat & Umwelt“ IHU waren 
die Wintermonate besonders arbeits-
intensiv. Wir nahmen an zahlreichen 
Veranstaltungen und Demonstrationen 
verschiedenster Gruppierungen teil, 
z.B. bei jenen von „Fairdenken Aust-
ria“ mit Hannes Brejcha, bei jenen 
von Martin Rutter & Co. u.a. Häu-
fig wurde Inge Rauscher dazu auch 
als Rednerin eingeladen, siehe die Do-
kumentation darüber auf der Websei-
te direktdemokratisch.jetzt unter „De-
moarchiv“ vom 4.12.2022 „Rede von 
Inge Rauscher“, siehe das bei auf1.tv 
gesendete Interview vom 15.2.20223: 
https://auf1.tv/nachrichten-auf1/inge-
rauscher-die-menschen-empoert-dass-
die-regierung-die-neutralitaet-weg-
wirft/  Das sind nur zwei von vielen 
einschlägigen Aktivitäten wie großen 
Flugblatt-Verteil-Aktionen mit inhalt-
lichen Infos, Durchführung mehrerer 
Info-Stand-Kundgebungen in Wien, St. 
Pölten und Linz, Durchführung meh-
rerer umfangreicher „Newsletter“ per 
E-mail-Aussendungen, etc.etc. Näheres 
zu den laufenden Aktionen können Sie 
immer unserer Webseite 1984.at bzw. 
heimat-und-umwelt.at entnehmen so-
wie der Facebookseite facebook.com/
inge.rauscher.5283/

Das größte akute Problem für Ös-
terreich, Europa und darüberhinaus 

Parlamentarische Bürgerinitiative 

„Stoppt die EU-Sanktionen gegen Russland“: 

Unterschriftenlisten zum Herunterladen 

und Weiterverbreiten von www.1984.at

Siehe Presseaussendung https://rb.gy/cxpxbp
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Momentaufnahme von Inge Rauscher aus 
einem auf1.tv-Sendebericht vom 15.2. in Linz

ist zusätzlich zur Problematik der Mas-
seneinwanderung derzeit die Frage 
KRIEG oder FRIEDEN. Deshalb 
befinden sich in dieser WEGWARTE 
gleich zwei substanzielle Artikel zu die-
sem Thema, denn man kann eine im 
Entstehen befindliche große Bewe-
gung nur auf gesichertem Wis-
sen, Ehrlichkeit und Gerech-
tigkeit aufbauen. Wir werden dazu 
unseren Beitrag leisten und hoffen, 
daß möglichst viele ähnlich Denkende 
dabei mitwirken werden! EU-Europa 
hat sich dzt. im Sold der USA offen-
bar für KRIEG entschieden, aber das 
darf nicht so bleiben! Dafür muß jetzt 
und in naher Zukunft eine Basisbe-
wegung aus unserem Staatsvolk und 
möglichst vielen anderen europäischen 
Völkern sorgen, die auch den Austritt 
aus der EU (ÖXIT etc.) mit einbezieht. 

Wir dürfen nicht vergessen, daß die 

größte europäische Stadt Mos-
kau ist und die viertgrößte St. Peters-
burg. Vor der vom Westen inszenier-
ten und bezahlten „Revolution“ von 
1917 gab es dort vor allem wirtschaft-
lich und kulturell eine große gegenseiti-
ge Befruchtung der beiden größten eu-
ropäischen Völker, nämlich der Deut-
schen und Russen. Die heutige „Rus-
sische Föderation“, der offizielle Staats-
name Russlands, ist seit dem Amtsan-
tritt Putins im Jahre 2000 als gewähl-
ter Staatspräsident alles andere als ein 
„Archipel Gulag“ sowjetisch-bolsche-
wistischer Prägung. Es gibt freie Gren-
zen, eine Staatsflagge, aus der die kom-
munistischen Symbole entfernt wurden 
- in der Staatsflagge der USA befinden 
sich gleich 50 davon -, und eine Natio-
nalhymne, deren Text ganz anders ist 
als der der sowjetischen Stalin-Hym-
ne. Wem nur einigermaßen bewußt 
ist, welche staatspolitische Bedeutung 
der Text einer Nationalhymne hat, der 
möge solche Unterschiede erkennen. 
Die aktuelle russische Nationalhymne 
enthält auch die bemerkenswerte For-
mulierung von der „Weisheit des 
Volkes“ und ist überhaupt nicht mar-
tialisch wie z.B. die französische Hym-
ne. die alles andere als „friedlich“ ist. 

Bei vielen Demonstrationen wer-
den nicht nur meist viele österreichi-
sche Fahnen geschwenkt, sondern 
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auch die österreichische Natio-
nalhymne, meist als Abschluß, über 
Lautsprecher eingespielt. Deren Text 
in der Originalfassung von Paula 
Preradović von 1947 ist geschichts-
bewußt, patriotisch und alles ande-
re als aggressiv gegenüber anderen 
Völkern. Österreich und seine durch 
mehr als ein Jahrtausend deutsch 
geprägte Geschichte ist unsere Hei-
mat, der wir immer treu bleiben wer-
den - in guten wie in schlechten Zei-
ten! Jedes Volk definiert sich in ers-
ter Linie durch seine Sprache als de-
ren „geistige Heimat“. Wir können 
stolz darauf sein, daß die „Sprache 
der Dichter und Denker“ seit Jahr-

hunderten auch unsere österreichi-
sche Muttersprache ist. 

Am 23. Februar führten IHU und 
„Fairdenken“ eine gemeinsame 
Demonstration vor der Hof-
burg in Wien durch anläßlich der 
Jahrestagung der OSZE, der „Orga-
nisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa“, die seit rund 
zehn Jahren ihren internationalen 
Amtssitz in der Wiener Hofburg hat. 

Bei dieser Protest-Demonstration 
sprach u.a. der langjährige Sozialphi-
losoph und Friedensforscher Univ.
Prof.i.R. Dr. Erwin Bader, Vor-
sitzender der Bertha-von-Suttner-Ge-

sellschaft, wohl der Wissenschaftler 
Österreichs, der sich am allermeisten 
in zahllosen Artikeln „für Freund und 
Feind“ für den Erhalt der immerwäh-
renden Neutralität Österreichs einge-
setzt hat und auch weiter einsetzt. Als 
langjähriges Mitglied der SPÖ ist er 
aus dieser öffentlich ausgetreten we-
gen deren Neutralitäts-widriger Unter-
stützung und Propagierung des EU-
Beitrittes Österreichs vor der Volks-
abstimmung von 1994. Die Rede 
von Prof. Bader und anderen bei der 
Demo vom 23.2. können Sie folgen-
dem Link entnehmen: https://www.
youtube.com/watch?v=ihY0hPvesxw

Näheres zur OSZE Seite 4

am Sonntag, 26. März 2023
in 3071 BÖHEIMKIRCHEN Nähe St.Pölten

im Vereinslokal „Kraftquelle“, Neustiftgasse 1
oberhalb der Apotheke, ca. 10 Gehminuten von der Bahnstation „Böheimkirchen“,

ca. 51 Minuten Fahrzeit ab Wien, 8 Minuten ab St.Pölten

Einladung zum Seminar zum Thema

„Lehren aus dem ‘Corona‘-Desaster für die Zukunft.“

  Veranstalter:   Initiative Heimat & Umwelt IHU 
   in Zusammenarbeit mit AEGIS-Österreich

  Moderatoren:  Inge Rauscher, Mag. Claudia Millwisch

  Anmeldung erforderlich per eMail ihu@a1.net oder Telefon 0664-489 37 97 oder 0664/425 19 35
  Unkostenbeitrag von Euro 25,00 pro Person bitte mitbringen
  Imbißmöglichkeit auf eigene Rechnung vor Veranstaltungsbeginn 

     ab 12 Uhr und nach Veranstaltungsende ab ca. 18.30 Uhr

14.00 bis 16.00 Uhr Vortrag inkl. Diskussion 

von und mit Dietlind RAMMINGER aus der Oststeiermark
Mutter von sechs Kindern, deren Familie seit vielen Jahren 
das Prinzip „Bildung der Kinder in Eigenverantwortung“ in der Praxis lebt

anschließend Kaffepause mit Kuchen

16.30 bis 18.00 Uhr Vortrag

„Widersprüche der Erregertheorie – 
ist die Infektionshypothese noch zeitgemäß?“

Es spricht:

Medizinjournalist Hans TOLZIN aus Deutschland
Autor des Buches „Die Seuchen-Erfinder“, Herausgeber von impf-report.de 
und Anlaufstelle des „Netzwerks für unabhängige Impf-Aufklärung“

anschließend Diskussion und geselliger Ausklang
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UKRAINE-KONFLIKT
Aktuelle Beurteilung von RA. Dr Eva Maria Barki

Als der amerikanische Multimilli-
ardär George Soros im Jahre 2017 
nach Brüssel kam, sagte er wörtlich: 
„Europa ist im Krieg und die Euro-
päer merken es nicht“. Und er fügte 
hinzu, dass die Europäer zur Kennt-
nis nehmen müssen, dass ein Krieg 
gegen Russland geführt wird und sie 
sich entsprechend verhalten sollen.

Die Europäer haben es spätestens 
seit dem Konflikt in der Ost-Ukraine 
bemerkt, werden aber über die 
wahren Hintergründe und Ursachen 
nicht informiert, sondern wird Russ-
land tatsachenwidrig als Aggressor 
und Vladimir Putin als Kriegsverbre-
cher dargestellt.

Erst in den letzten Tagen gab es 
mutige Stimmen in den USA, die 
bestätigen, dass es die USA sind, 
die nicht nur den Wirtschafts-, 
Informations- und Propaganda-
krieg gegen Russland initiiert haben, 
sondern haben sie auch alle rus-
slandfeindlichen Aktionen, so auch 
in der Ukraine, veranlasst und 
finanziell unterstützt.

Das Ziel der USA ist die seit 
langem geplante Schwächung Rus-
slands und Rückstufung als Regio-
nalmacht einerseits und die Wie-
dererlangung des eigenen Macht-
monopols im Sinne der seit 1991 
beanspruchten, auf der Wolfowitz-
Doktrin beruhenden unipolaren 
Weltordnung, in welcher Russland 
als Rivale ausgeschaltet werden 
soll. Ein Eurasischer Wirtschafts-
raum soll verhindert werden, dem 
gemäß der Heartland Theorie von 
Halford Mackinder - die an der Mili-
tärakademie in den USA immer 
noch gelehrt wird - eine weltbeherr-
schende Stellung zukommen würde.

Der geopolitische Stratege Zbi-
gniew Brzezinski hat die Ukraine 
als wichtigsten geopolitischen Dreh- 
und Angelpunkt in Eurasien bezeich-
net. Das Interesse der USA an der 
Ukraine ist daher darin begründet.

Nachdem die USA mit dem 
Maidan Putsch in Kiew eine ameri-
kafreundliche Regierung eingesetzt 
haben, hat diese in der Folge den 
überwiegend russischsprachigen 
Osten - insbesondere Donezk und 

Lugansk - massiv und brutal unter-
drückt, es wurden über 10.000 Tote 
beklagt. Dies wurde in Donezk und 
Lugansk - aber auch auf der Krim 
- zum Anlass genommen - nach 
Volksabstimmungen -, ihre Unab-
hängigkeit zu proklamieren, sowie 
später ihre Angliederung an die Rus-
sische Föderation zu beschließen.

Diese Unabhängigkeitserklärun-
gen erfolgten in Übereinstimmung 
mit dem Völkerrecht, welches in 
Artikel 1 der beiden Menschen-
rechtspakte von 1966 das Selbst-
bestimmungsrecht der Völker als 
zwingendes (!) Recht vorsieht und 
alle Staaten verpflichtet, es anzuer-
kennen und zu unterstützen.

Da die ukrainische Regierung 
dieses völkerrechtliche Gebot - wel-
ches gemäß Resolution der Ver-
einten Nationen vom 24.10.1970 
auch das Sezessionsrecht aner-
kennt – nicht befolgte, sondern 
mit Gewalt die Rückeroberung der 
Gebiete betreibt, kam die russische 
Regierung ihrer Bevölkerung am 
24.2.2022 zu Hilfe.

Daraus entwickelte sich ein Krieg, 
der in Wahrheit ein Stellvertreter-
krieg zwischen den USA und Russ-
land ist und der von den europä-
ischen Verbündeten der USA unter-
stützt wird.   Dieser von den USA 
provozierte und finanzierte Krieg 
ist rechtswidrig und verletzt nicht 
nur das allgemeine Völkerrecht. 
Sondern auch die völkerrechtlich 
verbindliche Verpflichtung zur 
Gewährung von Autonomie in den 
betroffenen Gebieten.

Dass die Europäische Union und 
deren Mitgliedstaaten – mit Aus-
nahme Ungarns – diesen Krieg 
Kiews zur Rückeroberung der 
abtrünnigen Gebiete unterstützen, ist 
unfassbar. Alle Angebote Russlands 
zu Gesprächen wurden abgelehnt, 
der in Wahrheit gegen Russland 
geführte Krieg wird fortgesetzt, 
Russland als Aggressor, die zum 
Schutz der russischen Bevölkerung 
rechtskonform getroffenen Maßnah-
men als Angriffskrieg und die im 
Sinne des Selbstbestimmungsrechtes 
erfolgte Aufnahme von Gebieten in 
die Russische Föderation als Anne-
xion bezeichnet. 

Das kann gravierende Folgen 
haben, da eine Eskalation und 
nicht ein Kriegsende wahrschein-
lich ist. Im Einklang mit Kiew 
werden Verhandlungen, aber 
auch ein Waffenstillstand abge-
lehnt, der Krieg soll – zur Freude 
der Rüstungsindustrie – auf dem 
Schlachtfeld entschieden werden.

Russland und dessen Präsident 
Vladimir Putin werden in unfass-
barer Weise, im Westen von Poli-
tik und Wirtschaft unterstützt, von 
den Medien angegriffen, wahrheits-
widrig beschuldigt, diffamiert und 
ausgegrenzt, ebenso alle, die den 
Mut haben, die russische Position 
verständlich zu machen, wobei 
auch Kultur und Sport einbezogen 
werden.

In gleicher Weise wird über Aktio-
nen in Russland berichtet, die eine 
Destabilisierung Russlands zum Ziel 
haben, in der Hoffnung auf einen 
Sturz der Regierung und das Einset-
zen einer USA-genehmen Regierung 
wie in der Ukraine.

Anstatt die massiven und den Tat-
bestand des Völkermordes erfüllen-
den Aktionen Kiews zu verurteilen, 
wird Kiew vom Westen politisch, 
wirtschaftlich und auch mit Waffen 
unterstützt, um die Demokratie in 
der Ukraine zu stärken. Dass die 
Ukraine die Rechte der Minder-
heiten missachtet, Gesetze zur 
Abschaffung der Regionalspra-
chen und des muttersprachlichen 
Schulunterrichts erlassen, russische 

RA. Dr. Eva Maria Barki 
mit Spezialgebiet 

Menschen-, Nationalitäten- 
und Volksgruppenrechte
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Bücher- einschließlich Tolstoi und 
Dostojewski, aber auch Oppositi-
onsparteien verboten hat, wird im 
Westen nicht beachtet.

Bemerkenswert für den Westen 
ist, dass alle Staatenvertreter, die 
das Minsker Abkommen unterzeich-
net haben, nunmehr erklären, dass 
die Einhaltung des Abkommens nie 
beabsichtigt war, es sollte nur Zeit 
gewonnen werden, um die Ukraine 
Russland gegenüber zu stärken.

 Diese Haltung des Westens ist 
unfassbar und stößt im übrigen Teil 
der Welt auf Unverständnis und 
Ablehnung. Die Zahl der Staaten, 
die auf Seiten Russlands sind, wird 
immer länger.

 Damit zeigt sich aber eine gefähr-
liche Entwicklung, nämlich eine 
Neuauflage des für überwunden 
geglaubten West-Ost-Konfliktes in 
einen Konflikt mit umgekehrten Vor-
zeichen – in einen Ost-West-Konflikt, 
der die bisherige globale Ordnung 
ernsthaft in Frage stellt. Viele sehen 
die Gefahr eines Dritten Weltkrieges 
aufkommen, insbesondere falls es 
zu voreiligen Reaktionen der NATO 
kommt. Der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen und der Papst 
haben diese reale Gefahr ange-
sprochen. Bemerkenswert sind die 

Antworten auf die Frage, wie der 
Konflikt beendet werden kann, 
nämlich durch Sieg der Ukraine auf 
dem Schlachtfeld und Rückzug der 
Russen aus den Gebieten, die sich 
von Kiew gelöst haben, um Kiew die 
Rückeroberung zu ermöglichen. 

Niemand im Westen kommt auf 
die Idee, dass Frieden nicht auf dem 
Schlachtfeld, sondern nur durch die 
Einräumung von Recht und Aner-
kennung des Rechts erreicht werden 
kann. Dies bedeutet die Anerken-
nung der Unabhängigkeitserklärun-
gen von Donezk und Lugansk. Was 
im Falle Kosovo, in dem es keine 
Volksabstimmung, sondern nur 
einen Parlamentsbeschluss gegeben 
hat, möglich war – was im übrigen 
vom Internationalen Gerichtshof 
bestätigt wurde -, sollte auch in der 
Ukraine möglich sein. 

Die Forderung muss 
daher sein: Zurück zum 

Recht, insbesondere 
zurück zum Völkerrecht !  

Eva Maria Barki
23.02.2023

Kontakt: 
1010 Wien, 

Landhausgasse 4/Minoritenplatz 6
Tel. 01/5353980, barki@lawvie.at

Wa r u m 
„W EG WA R T E “ ?
Als Name für unseren, etwa alle 

zwei Monate erscheinenden Infor-
mationsdienst an viele Bürger in 
allen Bundesländern haben wir 
die Symbolblume der „Initiative 
Heimat & Umwelt“ gewählt. Die 
„Wegwarte“ ist eine zartblau blü-
hende, sperrige, ausdauernde und 
anspruchslose Wildpflanze. Sie 
wächst vorwiegend an Straßen-, 
Weg- und Ackerrändern und ist 
fast über die ganze Welt verbreitet.

Die „Initiative Heimat & 
Umwelt“ (IHU) ist eine freie 
und unabhängige Arbeitsgemein-
schaft. Seit 33 Jahren werden 
unsere Aktivitäten ausschließ-
lich ehrenamtlich und uneigen-
nützig geleistet. Wir erhalten kei-
nerlei Subventionen; die Finan-
zierung erfolgt durch freiwillige 
Kostenbeiträge österreichischer 
Bürger und durch immer wieder 
beträchtliche private Beiträge der 
engsten Mitarbeiter. 

WIR DANKEN allen morali-
schen und finanziellen Unterstüt-
zern unserer Arbeit ganz herzlich 
und hoffen, daß es noch viele 
mehr werden!

BITTE benützen Sie den bei-
liegenden Erlagschein oder über-
weisen Sie einen Kostenbeitrag je 
nach Ihren persönlichen Möglich-
keiten von Ihrer Bank aus. Auch 
in einem Kuvert mitgeschickte 
Barspenden erreichen uns ver-
läßlich. Gerne würden wir die 
„Wegwarte“ auch an mögliche 
Interessenten für unsere Anliegen 
aus Ihrem Freundes- und Ver-
wandtenkreis senden; bitte geben 
Sie uns solche Adressen bekannt. 
Danke im voraus für Ihre Mühe!

Hinweis für Neu- oder 
Wieder-Empfänger: Erhalten 
Sie die „Wegwarte“ heute zum 
ersten Mal oder seit längerem 
wieder einmal, senden Sie uns 
bitte einen kleinen Kostenbeitrag. 
Dann kommen Sie in die Ver-
sandliste für jede Ausgabe dieser 
unabhängigen Zeitschrift ohne 
Firmen- oder Parteieninserate!

ihu@a1.net - www.heimat-und-umwelt.at
facebook.com/inge.rauscher.5283
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Diese Tagung einer Organisation, der 
57 Staaten angehören inkl. der USA 
und Kanada, die über dreitausend (!) 
Beamte beschäftigt und als größte re-
gionale „Friedensorganisation“ der 
Welt gilt, war eine einzige Farce. Auf-
grund des Amtssitz-Vertrages mußte 
die österreichische Regierung zwar 
die Teilnahme einer russischen De-
legation zähneknirschend zulassen, 
aber damit ja niemand deren Positi-
on erfahren kann, wurde die gesamte 
Presse kurzerhand von dieser Tagung 
ausgeschlossen! Deshalb wurde auch 
nichts darüber berichtet. Das ist der 
„freie Westen“! Die ukrainische Dele-

gation war zwar in Wien anwesend, 
nahm aber aus Protest wegen der Teil-
nahme der russischen Delegation nicht 
an der offiziellen Tagung teil. Laut ei-
nem Bericht des „exxpress“ verließen 
vor der Darlegung der russischen De-
legation alle (!) anderen Länder-Dele-
gationen den Tagungsraum. Sie alle 
- inklusive offenbar auch der österrei-
chischen - wollen keinen Frieden, sie 
wollen Krieg um jeden Preis und 
sind nicht einmal bereit, wenigstens 
auf diplomatischer Ebene den Versuch 
einer Verständigung und Anhörung al-
ler Seiten als Voraussetzung zum Frie-
den herbeizuführen. 

Zur OSZE-Tagung vom 23./24.2.
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Wer ist der Aggressor? 
Die Friedensbewegung und der 

US-Stellvertreterkrieg in der Ukraine
Im politischen und medialen 

Mainstream, ja sogar in der 
Friedensbewegung, scheint der 
Fall klar zu sein: Russland gilt 
spätestens seit dem 24. Februar 
2022 als „Aggressor“. Diese 
ahistorische Betrachtungsweise 
führt in die Irre. Der Sachverhalt 
ist – auch völkerrechtlich – kom-
plizierter, wie die hier dokumen-
tierte Analyse zeigt. 

Eine Analyse von George und 
Doris Pumphrey (Auszug).

„Der Konflikt wurde 
von der NATO 

ausgelöst. Es ist jetzt ein 
Konflikt, der 
von Russland 

gelöst werden wird.“

(Scott Ritter, ehemaliger Offizier 
für Aufklärung der US-Marineinfan-
terie und UN-Waffeninspekteur)

Nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion wähnte sich der US-
Imperialismus als ewiger Hege-
mon, den nichts mehr daran hin-
dern konnte, endlich seinen lang 
ersehnten Weg zu den enormen 
Bodenschätzen Russlands antre-
ten zu können. Destabilisierung 
im post-sowjetischen Raum durch 
„Farbrevolutionen“ mit der Hilfe 
von NGOs und die Eindämmung 
Russlands durch die NATO-Oster-
weiterung sollten das Wiederer-
starken Russlands verhindern. Die 
Ukraine spielt in diesem Plan eine 
besondere Rolle.

(.....)
Die Ukraine ist also nur Mittel 

zum Zweck. Dem diente der von 
den USA angeleitete und von der 
EU und der (deutschen) Bundesre-
gierung geförderte Putsch in Kiew 
im Jahr 2014 und der Ausbau der 
Ukraine zum neonazistisch gepräg-
ten Bollwerk gegen Russland.

Die Bevölkerung im Donbass 
weigerte sich, sich den national-
chauvinistischen Putschisten unter-
zuordnen, die die Verfassung sus-
pendiert, allem Russischem den 
Kampf angesagt und die russisch-

sprachigen Ukrainer diskriminiert 
hatten. Nach Referenden erklärten 
die Donbass-Regionen Donezk 
und Lugansk ihre Autonomie als 
Volksrepubliken. Sie verteidigten 
sich acht Jahre lang gegen die 
Aggressionen des fremdbestimmten 
Kiewer Regimes, die über 13.000 
Menschenleben forderten.

Der Westen wollte 
keine friedliche Lösung

Die russische Regierung hatte 
sich für eine friedliche Lösung des 
Konflikts im staatlichen Rahmen 
der Ukraine eingesetzt, wie es 
im Abkommen Minsk II (Minsker 
Abkommen) vorgesehen war. Am 
17. Februar 2015 hatte der UN-
Sicherheitsrat mit seiner Resolution 
2202 (2015) das Minsker Abkom-
men als völkerrechtlich verbindlich 
anerkannt, das unter anderem auch 
einen Sonderstatus für den Donbass 
vorsah. Als Garantiemächte sollten 
Deutschland, Frankreich und Russ-
land für seine Umsetzung sorgen, 
die in den Folgejahren von Kiew 
systematisch sabotiert wurde.

Im Februar 2021 brachte Russland 
bei der OSZE einen Initiativantrag 
zur Unterstützung einer baldigen 
Umsetzung von Minsk II ein. Die 
Ukraine und die westlichen Länder, 
auch die Garantiemächte Frankreich 
und Deutschland, lehnten ab.

Das zentrale Element von Minsk 
I I war der direkte Dialog zwi-
schen Kiew und den Vertretern 
der Volksrepubliken im Donbass, 
zu dem letztere bereit waren. In 
einem Schreiben an den russischen 
Außenminister Sergei Lawrow im 
November 2021 erklärten Deutsch-
land und Frankreich, dieses zentrale 
Element nicht mehr zu unterstüt-
zen. Es war die faktische Aufkün-
digung des völkerrechtlich verbind-
lichen Minsker Abkommens – also 
ein Bruch des Völkerrechts. Damit 
wurde die Lösung des Konflikts im 
Rahmen der staatlichen Einheit 
der Ukraine unmöglich gemacht. 
Auf einer Pressekonferenz im Sep-
tember 2022 wies Außenminister 
Lawrow darauf hin, dass auch der 

UN-Generalsekretär nicht „aktiv 
genug die Erfüllung der Minsker 
Vereinbarungen unterstützt hat“.

Mit dem Putsch in Kiew hatten 
die USA/NATO/EU und die (deut-
sche) Bundesregierung den Konflikt 
ausgelöst. Die Umsetzung des Mins-
ker Abkommen wäre der Weg zu 
seiner friedlichen Lösung gewesen. 
Wie der ukrainische Präsident Poro-
schenko, der Minsk II unterzeich-
net hatte, erst kürzlich erklärte, 
sei dies jedoch nie das Ziel gewe-
sen. Er wollte mit Minsk II nur Zeit 
gewinnen, „um die besten Streit-
kräfte in Osteuropa zu schaffen, die 
nach NATO-Standards ausgebildet 
wurden“. Das wollte anscheinend 
auch die damalige Kanzlerin Angela 
Merkel, wie sie nun in einem Inter-
view freimütig erzählte.

(.....)
Im März 2021 hatte der ukraini-

sche Präsident Selenskij ein Dekret 
zur militärischen Rückholung des 
Donbass und der Krim unterschrie-
ben – eine direkte Bedrohung auch 
des Territoriums der Russischen 
Föderation. Die Regierung sollte 
einen entsprechenden „Aktions-
plan“ entwickeln.

Mit konkreten Vorschlägen für 
Verträge mit den USA und der 
NATO über Sicherheitsgarantien 
versuchte die russische Regierung 
noch im Dezember 2021 die Situa-
tion zu entschärfen und die Grund-
lage für ein friedliches Miteinander 
zu schaffen.

Als Kiew im Januar/Februar 
2022 den Aggressionskrieg durch 
die Konzentration seines Militärs 
mit seinen Neonazi-Bataillonen 
an den Grenzen von Donezk und 
Lugansk erheblich ausweitete, als 
die Artillerieangriffe gegen die dor-
tige Bevölkerung immer intensiver 
wurden, als die USA/NATO immer 
noch keine konstruktive Antwort 
auf die russischen Vorschläge gege-
ben hatte, machte die russische 
Regierung laut einer Pressemittei-
lung am 17. Februar einen letzten 
Versuch, den bevorstehenden mas-
siven Überfall der Kiewer Truppen 
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zu verhindern und eine friedliche 
Lösung herbeizuführen.

Moskau warnte: „Sollte die ame-
rikanische Seite nicht bereit sein, 
feste, rechtlich verbindliche Garan-
tien zu vereinbaren, um unsere 
Sicherheit vor den USA und ihren 
Verbündeten zu gewährleisten, wird 
Russland gezwungen sein, zu rea-
gieren, auch mit militärtechnischen 
Maßnahmen.“

George Beebe, ehemaliger Direk-
tor der Russland-Abteilung der CIA, 
blickt zurück:

„Die Wahl, vor der wir in der 
Ukraine standen – und ich 

nutze absichtlich die 
Vergangenheitsform – war, 
ob Russland sein Veto zu 
einer NATO-Beteiligung 

in der Ukraine am 
Verhandlungstisch oder auf 
dem Schlachtfeld ausüben 

würde. Und wir entschieden 
uns, dafür zu sorgen, dass 
das Veto auf dem Schlacht-
feld ausgeübt wird, in der 
Hoffnung, dass Putin sich 
entweder zurückhält oder 

der Militäreinsatz scheitert.“

Das vom Westen aufgekündigte 
völkerrechtliche Abkommen Minsk 
II, die provozierenden Ankündigun-
gen über eine NATO-Mitgliedschaft 
der Ukraine und deren nukleare 
Bewaffnung und die zunehmende 
militärische Aufrüstung des Landes 
verschärften die Spannungen mit 
Russland. Am 8. Februar 2022 
hatte die NATO-Denkfabrik Atlan-
tic Council in einem Strategiepapier 
empfohlen: „Das Ziel Washingtons 
sollte die Vertreibung der Russen aus 
der Ostukraine sein.“

Am 21. Februar erkannte Russland 
die beiden Volksrepubliken Donezk 
und Lugansk als unabhängige Staa-
ten an und unterzeichnete Verträge 
über Freundschaft und gegenseitigen 
Beistand. Am 24. Februar schließ-
lich griff Russland in den schon 
seit acht Jahren dauernden Krieg 
ein, um seine Verbündeten vor der 
drohenden ethnischen Säuberung 
zu schützen und der wachsenden 
existenziellen Bedrohung der Rus-
sischen Föderation durch die USA 
und der NATO entgegenzutreten.

Wie Gabriele Gysi es passend for-
mulierte:

„Der ukrainische Bürgerkrieg 
hat Russland die 

Verantwortung für die 
russische Bevölkerung der 

Ukraine aufgezwungen – und 
damit Russland in diesen 

Krieg genötigt. Die ‚russische 
Aggression‘ erfolgte nach 
langen Versuchen einer 
friedlichen Lösung der 

ukrainischen Probleme.“

Friedensbewegung und 
„völkerrechtswidriger 

Angriffskrieg“

(.....)
Albrecht Müller, der frühere Pla-

nungschef im Bundeskanzleramt, 
der sich in erster Linie der Ent-
spannungspolitik von Willy Brandt 
verpflichtet fühlt, fragte im Juli auf 
den NachDenkSeiten:

„Wann endlich hören die 
Verneigungen vor der 

allgemein üblichen Empörung 
über ‚Putins Aggressions-

verbrechen‘ auf!“

Er schlug vor, damit Schluss zu 
machen, denn Beschwörungsfor-
meln wie „völkerrechtswidriger 
Überfall“, „menschenverachtender 
Angriffskrieg“ und so weiter würden 
nicht nur – ansonsten gute Analysen 
– relativieren und sogar entwerten, 
sondern auch dazu beitragen, „Vor-
urteile und Aggression gegen Russ-
land“ zu verstärken.

Die Beschwörungsformeln wurden 
zum neuen Gesslerhut, den viele aus 
Friedens- und linken Organisationen 
meinen grüßen zu müssen, um ihre 
„Glaubwürdigkeit“ zu wahren.

Dabei beziehen sie sich fast aus-
schließlich auf das Gewaltverbot in 
internationalen Beziehungen, wie es 
in der UN-Charta Artikel 2, Absatz 
4 festgelegt wurde. Von dieser 
Regel gibt es die Ausnahme in Arti-
kel 51: „das naturgegebene Recht 
zur individuellen oder kollektiven 
Selbstverteidigung“. Der Bezug auf 
Artikel 51 wird aber von vielen in 
der Friedensbewegung als in diesem 
Zusammenhang belanglos abgetan. 
Die Donbass-Republiken hätten 
kein Recht zur Sezession von der 
Ukraine, und damit sei auch der Bei-
standsvertrag mit Russland völker-
rechtlich ungültig. Vergessen wird, 
dass die Ukraine bei der Auflösung 
der Sowjetunion das Sezessionsrecht 

für sich in Anspruch genommen 
hatte, ohne Rücksicht auf die davon 
betroffenen Gebiete.

Man hatte Russland im Eiltempo 
mit Artikel 2 Absatz 4 der UN-
Charta abgeurteilt und damit schien 
jede weitere Diskussion erledigt.

In seiner Erklärung „Souveränität 
der Ukraine durch NATO inspirier-
ten Putsch verletzt“, schrieb der 
Deutsche Freidenkerverband:

„Die Argumente, mit denen 
Russland Völkerrechtsbruch 
nachgewiesen werden soll, 

gehen abstrakt von der 
Prämisse aus, dass 

Russland aus heiterem 
Himmel ein Stück eines 

souveränen Staats abgetrennt 
hätte. Was dagegen wirklich 
in der Ukraine geschehen 
war: Durch einen gewalt-
tätigen Putsch wurde die 
rechtmäßig gebildete und 
international anerkannte 

Regierung in Kiew gestürzt. 
(…) Sofort zeigte sich, dass 
die Putschregierung über 

große Teile des Landes keine 
Kontrolle hatte. Trotzdem 
wurde sie im Eilverfahren 
von den USA, den NATO- 

und EU-Staaten als legitime 
Vertretung der Ukraine 

anerkannt. Die Souveränität 
und territoriale Integrität der 
Ukraine wurden durch die 

NATO-Regierungen verletzt.“

Berücksichtigt werden sollte auch 
Artikel 7 der Resolution 3314 
(XXIX) der UN-Generalversamm-
lung zur „Definition der Aggression“:

„Diese Definition, insbeson-
dere ihr Artikel 3, kann in 

keiner Weise das sich aus der 
Charta herleitende Recht auf 

Selbstbestimmung, 
Freiheit und Unabhängigkeit 
von Völkern beeinträchtigen, 
die dieses Rechtes gewaltsam 

beraubt wurden (...) 
insbesondere nicht von 

Völkern unter kolonialen oder 
rassistischen Regimen oder 
anderen Formen der Fremd-
herrschaft; noch das Recht 

dieser Völker, im 
Einklang mit den 

Grundsätzen der Charta und 
in Übereinstimmung mit der 

genannten Erklärung, 
für dieses Ziel zu kämpfen 

und Unterstützung zu 
suchen und zu erhalten.“
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Nach der Aufkündigung des völ-

kerrechtlich verbindlichen Abkom-
mens Minsk II durch Kiew und seine 
westlichen Auftraggeber hatten die 
Donbass-Regionen in ihrem Kampf 
gegen das fremdbestimmte russo-
phobe Regime demnach das Recht 
auf Selbstbestimmung und Unab-
hängigkeit – und das Recht, die 
Unterstützung Russlands zu suchen 
und zu erhalten.

Einige Kommentatoren halten die 
russische Unterstützung für einen 
Fall der sogenannten „Schutzver-
antwortung“ oder „R2P“ [„Respon-
sibility to Protect“ – Anm. d. Red.]. 
Das ist falsch.

(.....)
Die Entwicklungen seit dem 24. 

Februar zeigen, dass die NATO 
bereits tief in der Ukraine invol-
viert war, und sie bestätigen die 
Begründung des russischen Eingrei-
fens. Wie konkret diese Gefahr war, 
zeigen auch die Eingeständnisse 
der USA und der NATO. Denn 
was bedeutet es anderes, wenn 
der NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg heute stolz verkündet, 
dass die NATO sich seit dem Jahr 
2014 auf den Krieg gegen Russland 
vorbereitet habe. Und wenn der 
Sprecher des Pentagon John Kirby 
sich brüstet, dass die USA und ihre 
Verbündeten die ukrainische Armee 
seit acht Jahren für den Krieg trai-
niert und ausgerüstet hätten.

US-Hegemonie 
versus multipolare 

demokratische 
Weltordnung

Jene in der Friedensbewegung, 
die so schnell bei der Hand waren, 
Russland zu verurteilen, sollten die 
Frage beantworten: Nachdem der 
Westen sämtliche Wege zur friedli-
chen Lösung versperrt hatte, welche 
konkrete Alternative wäre Russland 
denn noch geblieben? Zusehen, wie 
die Kiewer Armee mit ihren Neo-
nazi-Bataillonen den Donbass über-
fällt, Massaker an ethnischen Russen 
verübt, sie hetzt und vertreibt? Hätte 
Russland vor der sich ständig zuspit-
zenden existenziellen Bedrohung 
kapitulieren sollen? Zusehen, wie 
die Ukraine endgültig zum offizi-
ellen NATO-Stützpunkt ausgebaut 
würde – mit der Stationierung von 
Atomwaffen? Ist es das, was Europa 
sicherer gemacht hätte? Ist es wirk-
lich das, was die Friedensbewegung 
bevorzugt hätte?

USA/NATO/EU und die völlig 
verantwortungslose und geschichts-
ignorante Außenpolitik der (deut-
schen) Bundesregierung treiben in 
ihrem Wahn, Russland zu besie-
gen, die Eskalation immer weiter 
auf die Spitze und ermutigen damit 
das Kiewer Regime zu Provokatio-
nen, die den Weltfrieden gefährden 
– wie jener Vorfall mit der ukrai-
nischen Rakete, die in Polen ein-
schlug, zeigte.

US-Militärs wissen, dass sich ein 
Krieg gegen Russland heute nicht 
mehr auf Europa begrenzen lässt, 
wie sie das in den 1980er Jahren 
erträumt hatten. Sie kennen die 
russische Militärstrategie und haben 
großen Respekt vor den neuen rus-
sischen Atomwaffen. So abwegig es 
klingen mag, es ist deren Abschrek-
kungswirkung, die auch uns in 
Westeuropa schützt. Aus Furcht 
vor der russischen Reaktion scheut 
Washington mehr denn je auch 
den konventionellen Angriff gegen 
Russland, der in einem atomaren 
Weltkrieg enden könnte. Das zeigt 
die Reaktion der USA und der west-
europäischen NATO-Regierungen, 
die nach der ukrainischen Raketen-
Provokation nicht schnell genug 
abwiegeln konnten.

Die Gefahr eines Atomkrieges ist 
dennoch nicht gebannt, da das Füh-
rungspersonal der „westlichen Wer-
tegemeinschaft“ inzwischen unter-
stes Niveau erreicht hat, vor allem 
in Bezug auf Verantwortung und 
Wahrnehmung der Realität – wie 
man auch an ihren Provokationen 
gegen China sieht. Konflikte können 
sich zuspitzen, neue hinzukommen 
durch ihre „regelbasierte internatio-
nale Ordnung“, die Volker Perthes, 
vormals Leiter der regierungsnahen 
„Stiftung Wissenschaft und Politik“ 
(SWP) im Klartext beschreibt:

„Eine Allianz williger 
Staaten muss internationale 
Regeln ersinnen, ohne den 
Verdacht zu erwecken, dass 

es dabei um westliche 
Dominanz geht.“

Wenn es um Krieg und Frieden 
geht, muss die Frage gestellt und 
beantwortet werden: Wer vertritt 
und verfolgt in der internationalen 
Auseinandersetzung welche Inter-
essen? Die Friedensbewegung darf 
weder verschleiern noch Ursachen 
und Verantwort l ichkeiten ver-

schweigen, sondern muss hinter-
fragen und aufklären.

Will die Friedensbewegung hierzu-
lande ein politisch bedeutsamer Faktor 
werden, dann muss sie sich einer 
Regierungspolitik widersetzen, die der 
US-Hegemonie im In- und Ausland 
dient und die von der Feindschaft, dem 
Wirtschaftskrieg und der Aufrüstung 
gegen Russland geprägt ist.

Der Eurozentrismus, der durch die 
EU noch weiter verengt wird, beein-
flusst auch die Friedensbewegung. 
Viele scheinen nicht zu erkennen, 
dass das militärische Eingreifen 
Russlands in den seit acht Jahren 
von der NATO unterstützten Krieg 
in der Ukraine ein Katalysator war, 
um endlich die westliche Hegemonie 
zu brechen, die so viel Elend und 
Leid über die Welt bringt.

Immer mehr Länder, vorrangig im 
Globalen Süden, streben danach, sich 
von dieser hegemonialen Diktatur zu 
befreien. Sie wenden sich gegen die 
Doppelmoral, Bevormundung und 
den Neokolonialismus des NATO/
EU-Westens und suchen die Koope-
ration mit Russland und China und 
den Bündnissen BRICS (Brasilien, 
Russland, Indien, China und Süd-
afrika) und SOZ (Schanghaier Orga-
nisation für Zusammenarbeit).

Das Eingreifen Russlands hat die 
Dynamik der internationalen Ent-
wicklung in Richtung einer post-
westlichen, multipolaren, demokra-
tischen Weltordnung auf der Basis 
der „souveränen Gleichheit“ aller 
Nationen beschleunigt. Das Völ-
kerrecht, von dem sich der Westen 
schon längst verabschiedet hat, muss 
erst weltweit und für alle zur Geltung 
gebracht werden.

Es geht um den Kampf „US-
Hegemonie versus multipolare, 
demokratische Weltordnung“. Will 
die Friedensbewegung nicht in der 
Isolation enden, wird sie sich früher 
oder später für eine konsequente 
Positionierung entscheiden müssen.

4.12.2022

Gesamter, sehr 
aufschlußreicher, Artikel 

siehe:

https://meinungsfreiheit.rtde.
life/international/155707-wer-ist-

aggressor-friedensbewegung-und/



Es spricht:

Univ.Prof. i.R. Dr. Michael GEISTLINGER
aus Salzburg

„Die völkerrechtlichen Rechte und Pflichten eines 
immerwährend neutralen Österreichs in Zeiten 
eines Krieges des Westens gegen Russland.“

am Dienstag, 28. März, um 19.30 Uhr

in 4052 ANSFELDEN bei Linz
im Gasthof-Hotel „Stockinger“, Ritzlhofstrasse 63

Veranstalter:  Initiative Heimat & Umwelt IHU 
    in Zusammenarbeit mit „Neutrales Freies Österreich“ NFÖ 

Moderatoren:  Inge Rauscher, Daniel Jenny

  Eintritt gegen freie Spende
  Imbißmöglichkeit („kleine Karte“) vor Veranstaltungsbeginn ab 18 Uhr  
  Übernachtungsmöglichkeit für Auswärtige im Hotel „Stockinger“

Vortrag mit Diskussion zum Thema

Die USA befanden sich in ihrer über 240-jährigen 
Geschichte nur 16 Jahre lang nicht im Krieg. Auf die 
USA entfielen etwa 80 % aller bewaffneten Konflikte 
nach dem Zweiten Weltkrieg. 

Die USA sind auch der Souveränitätsverletzer Nr. 1 
und mischen sich in die inneren Angelegenheiten ande-
rer Länder ein. Berichten zufolge haben die USA seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs versucht, mehr als 
50 ausländische Regierungen zu untergraben, sich grob 
in Wahlen in mindestens 30 Ländern eingemischt und 
versucht, über 50 ausländische Führer zu ermorden. 

Die USA sind auch die Quelle Nr. 1 für Antagonis-
mus und Blockkonfrontation. Die US-geführte NATO 
ist verantwortlich für Kriege gegen Afghanistan, den 
Irak und Syrien, die mehr als 900.000 Menschen das 
Leben kosteten und 37 Millionen Flüchtlinge schufen. Es 
hat auch den eurasischen Kontinent zu einem weniger 
stabilen Ort gemacht. 

Solange der Hegemonismus und die Kriegslust der 
USA noch bestehen, wird der Rest der Welt kaum den 
Frieden bekommen, den er verdient. 

Quelle: https://www.anderweltonline.com/klartext/klar-
text-20231/kanzler-scholz-putin-darf-nicht-davonkommen/

In diesem regelmäßigen Blog von Peter Haisenko 
erfährt man immer wieder Wissenswertes, das von den 
„Lügen-“ bzw. „Lücken-Medien“ nie berichtet wird. Zum 
Beispiel, daß es nur 22 Länder auf Erden gibt, in Worten 
zweiundzwanzig, die noch nicht eine Invasion durch 
englische Truppen erleiden mußten. 

Dort ist auch die Liste der 227 (!) Kriege der USA 
von 1775 bis heute (2022) angeführt und wird auf das 
Buch „Verschwörung und Krieg in der US-Außenpolitik“ 
hingewiesen, insbesondere auf die Seiten 495 bis 520. 
Dieses Buch von Mansur Khan ist 1998 im Grabert-
Verlag erschienen unter der ISBN 3-87847-174-2.

Den derzeitigen Ukraine-Krieg hat auch die österreichische Juristin Mag.a Monika Donner, die bis vor kurzem 
als Ministerialrätin im Verteidigungsministerium tätig war, bereits 2015 vorausgesehen, und zwar in einem Interview 
bei Prof. Dr. Michael Vogt, siehe https://youtu.be/PqUTVm6b-fw   In diesem betont sie auch die Wichtigkeit 
der österreichischen Neutralität.  Ihr neuestes Buch „FREIHEUT - Tiger, zieh den Schafspelz aus!“ kann 
bei uns zur Postzusendung angefordert oder online bestellt werden unter https://www.monithor.at/buecher/freiheut/

Klartext vom Sprecher des chinesischen Außenministeriums, Hrn. Wenbin: 

Die USA sind der Kriegstreiber Nr. 1 in der Welt!


